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Antrag 
 
der Fraktion der PIRATEN 
 
 
Das Land NRW muss die Freigabe von Cannabis in lizenzierten kommunalen Abgabe-
stellen unterstützen! 
 
 
I. Sachverhalt 
 
Der freizeitorientierte Konsum von Cannabis ist in Deutschland und in NRW immer noch und 
weiterhin verboten. Zahlreiche gesellschaftliche Probleme resultieren aus diesem Verbot: Kri-
minalisierung und Diskriminierung von Bürgerinnen und Bürgern, unkontrollierter Handel mit 
verunreinigten und gesundheitsschädlichen Cannabissubstanzen auf dem Schwarzmarkt und 
ein enormer aber wirkungsloser Einsatz von Polizei zur Bekämpfung der illegalen Strukturen. 
Weltweit werden Auswege aus dieser gescheiterten Verbotspolitik gesucht, diskutiert und teil-
weise umgesetzt. Da in Deutschland auf Bundesebne eine Abkehr der gescheiterten Verbots-
politik nicht zu erwarten ist, nimmt der Druck auf Lands- und kommunaler Ebene, wie kürzlich 
in Berlin oder Köln, zu. 
 
Auch der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf beauftragte seinen Gesundheitsausschuss be-
reits im letzten Jahr damit, Lösungen zu finden, die modellhaft an die Stelle dieser bisherigen 
Verbotsstrukturen treten können und zugleich stärker auf Aufklärung, Prävention und Hilfe set-
zen. So veranstaltete das Gesundheitsdezernat der Stadt Düsseldorf am 07. Dezember 2016 
eine Fachtagung zum Thema „Gesundheitspolitischer Spielraum von Kommunen“, um die 
Chancen und Risiken des Betriebs von lizenzierten Abgabestellen für Cannabisprodukte für 
Erwachsene zu diskutieren. 
 
Ein wissenschaftlich begleitetes, zeitlich und räumlich begrenztes Modellprojekt zur lizenzier-
ten Abgabe von Cannabis an Erwachsene könnte laut Experten eine Lösung für die mit der 
Prohibition einhergehenden Probleme darstellen. Im Rahmen eines solchen Projektes ließe 
sich klären, ob Personen mit problematischen Konsummustern durch die legale Abgabe bes-
ser erreicht und gesundheitliche Schädigungen verringert werden können. Zudem könnte un-
tersucht werden, inwieweit der Jugendschutz und die öffentliche Sicherheit von einer Zerschla-
gung des Schwarzmarktes konkret profitiert. 
 
Die Veranstalter der Fachtagung in Düsseldorf sowie die anwesenden Experten beziffern die 
Kosten der Beantragung eines solchen Projektes auf circa 20.000 Euro. Darüber hinaus müss-
ten für die Durchführung noch einmal circa 1.000.000 Euro zur Verfügung gestellt werden. Die 
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Landeshauptstadt Düsseldorf kann diese Kosten ohne die Kooperation mit anderen Kommu-
nen und ohne die Unterstützung durch das Land Nordrhein-Westfalen nicht aufbringen. 
 
Am 29. November 2016 fand am Berufskolleg des Bistum Münster die 19. Podiumsdiskussion 
der Reihe „Schüler diskutieren mit Experten“ statt. Neben einem leitenden Oberstaatsanwalt 
und einer leitenden Ärztin einer Klinik für Sucht- und Traumapatienten war auch die Gesund-
heitsministerin des Landes Nordrhein-Westfalen, Barbara Steffens (Bündnis 90/Die Grünen), 
zu Gast auf dem Podium.  
 
Laut Medienberichterstattung vom 30. November 20161 und der medialen Aufbereitung der 
Podiumsdiskussion durch das Berufskolleg des Bistum Münster2 sieht die grüne Gesundheits-
ministerin die Freigabe des Verkaufs von Cannabis in streng kontrollierten Spezialgeschäften 
oder Apotheken „als beste Lösung“. 
 
 
II. Der Landtag stellt fest  
 
1. Zahlreiche Kommunen (Düsseldorf, Münster, etc.) in Nordrhein-Westfalen haben großes 

Interesse lizenzierte Abgabestellen für Cannabisprodukte einzurichten. 
 

2. Die Entwicklung, Beantragung und Durchführung eines Modellprojekts zur Einrichtung von 
lizenzierten Abgabestellen für Cannabisprodukte ist mit finanziellem Aufwand verbunden. 
 

3. Die Gesundheitsministerin des Landes Nordrhein-Westfalen setzt sich öffentlich für Mo-
dellprojekte zur Schaffung von lizenzierten Abgabestellen von Cannabisprodukten ein und 
muss diesem öffentlichen Einsatz mit konkretem Regierungshandeln endlich Rechnung 
tragen. 

 
 
III. Der Landtag beschließt 
 
1. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen, insbesondere das Gesundheitsministerium 

unter Führung von Barbara Steffens (Bündnis 90/ Die Grünen), stellt unkompliziert einen 
Fördertopf bereit, um Kommunen bei der Entwicklung, Antragstellung und Durchführung 
von Modellprojekten zur Einrichtung von lizenzierten Abgabestellen finanziell zu unterstüt-
zen.  

 
 
Michele Marsching 
Marc Olejak 
Lukas Lamla 
 
und Fraktion 

                                                
1 Vgl http://www.rp-online.de/nrw/staedte/geldern/hitzige-debatte-ueber-cannabiskonsum-aid-
1.6430366 (Zuletzt aufgerufen am 12.01.2016). 
2 Vgl. http://www.lfs-berufskolleg-geldern.de/cms/?p=12399 (Zuletzt aufgerufen am 12.01.2016). 
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